
16 SCHWEIZ Mittwoch, 21.September 2016Neuö Zürcör Zäitung

Jetzt erst recht!
Die Bürgerlichen in Basel könnten die politische Wende schaffen

Der Basler Wahlkampf ist bisher
vor allem medial geführt worden.
Während die «Basler Zeitung»
die Sommermonate über scharf
gegen die Bürgerlichen schoss,
suchten sich diese selber. Ihre
Kuschelstrategie könnte letztlich
aber aufgehen.

VALERIE ZASLAWSKI, BASEL

Plötzlich ist sie in aller Munde: die bür-
gerliche Wende. Am 23. Oktober wird in
Basel-Stadt gewählt, sowohl Regierung
als auch Parlament werden neu bestellt.
Es gilt, zwei vakante Sitze in der Exeku-
tive neu zu besetzen.Auchwenn dieBas-
ler Bürgerlichen zum ersten Mal in die-
sem Jahrhundert den Schulterschluss ge-
wagt haben, galt amRheinknie den Som-
mer über der Konsens, dass es schwer
sein dürfte, die linke Regierungsmehr-
heit zu stürzen. Zu gut gehe es Basel, zu
wenig überzeugend sei das Programm
des Vierertickets bestehend aus FDP,
LDP, CVP und SVP. Als kürzlich die Er-
gebnisse der von der Forschungsstelle
Sotomo im Auftrag von «Tageswoche»
und «BZ Basel» durchgeführten Wahl-
umfrage publiziert wurden, kippte die
Stimmung. Insbesondere der SVP, die
durch den bürgerlichen Schulterschluss
«salonfähig» geworden ist, wurden im
Parlament Sitzgewinne prognostiziert.
Plötzlich schien die Chance, Rot-Grün
nach zwölf Jahren von der Regierungs-
macht zu verdrängen, so gross wie nie.

LDP-Kandidat in Top-Position

Die Kandidierenden Lorenz Nägelin
(svp.) und Elisabeth Ackermann (Grü-
ne) dürften sich zwar ein Kopf-an-Kopf-
Rennen liefern, dafür könnte LDP-
Regierungsratskandidat Conradin Cra-
mer den Sprung in die Exekutive mit
einem Spitzenresultat schaffen. Mög-
licherweise sogar besser als die meisten
Bisherigen – die da wären: Eva Herzog
(sp.), Christoph Brutschin (sp.), Hans-
Peter Wessels (sp.), Lukas Engelberger
(cvp.) und Baschi Dürr (fdp.).

Die Bürgerlichen zeigen sich ob der
positiven Resultate zurückhaltend.

LDP-Präsidentin Patricia von Falken-
stein sagt: «Ich finde die Wahlumfrage
überhaupt nicht beruhigend.» Nun gelte:
«Jetzt erst recht!» Die bürgerlichen Par-
teien halten an ihrer Wahlkampfstrate-
gie fest, gemäss der sie sich erst volksnah
zeigten – mit Selfie-Aktionen, Hashtags,
RheinschwimmenundPingpong-Turnie-
ren. Die Namen der Kandidaten – Dürr,
Cramer, Engelberger und Nägelin – soll-
ten den Sommer über bekannt gemacht
werden; sie wollten zeigen, wie gut sie
sich verstehen. In einem zweiten Schritt
sollte ihre Wahlplattform verabschiedet
werden. Ihre Themen wurden ausge-
deutscht: bestmögliche Rahmenbedin-
gungen für die KMU-Wirtschaft, eine
tiefstmögliche Regulierungsquote und
der Schutz des Privateigentums. Von Fal-
kenstein ärgert sich über die «Basler

Zeitung», die während des Sommers, als
die Bürgerlichen versuchten, sich selber
zu finden, gehässigen Wahlkampf be-
trieb. «So wird es nichts», schrieb
«BaZ»-Chefredaktor Markus Somm
und forderte von den als «Angsthasen»
betitelten Bürgerlichen pointiertere In-
halte und einen Angriff direkt auf den
Mann. Die darauffolgende Medien-
debatte zwischen ihmunddemabtreten-
den Regierungsrat Christoph Eymann
(ldp.) galt lange als Höhepunkt des Bas-
ler Wahlkampfes. Der Erziehungsdirek-
tor versuchte zu erklären, warumman in
Basel keine Schlammschlacht à la Herr-
liberg wolle.

Wenn auch keines der Lager sich von
der «BaZ» dazu hinreissen liess, aggres-
sivere Töne anzuschlagen, blieben An-
griffe auf den Mann oder die Frau nicht

aus:Während die Basler Juso das bürger-
liche Viererticket als «Gruselkabinett»
bezeichnete und Brutschin (sp.) Nägelin
(svp.) als Kuckucksei hinstellte, das den
Bürgerlichen ins Nest gelegt worden sei,
liessen diese wiederum keine Gelegen-
heit aus, sich über die grüne Ackermann
lustig zumachen, die alsGitarrenlehrerin
kaum über Führungserfahrung verfüge.

Mittlerweile hat die «BaZ» offenbar
genug geschossen gegen die Bürger-
lichen. Nun ist die Linke an der Reihe:
Derzeit stehtWesselswegen einesMillio-
nen kostenden Projekts für ein Tram
nach Frankreich in der Kritik; er soll
Druck auf die Basler Verkehrsbetriebe
ausgeübt haben. Ausserdem war die
chancenlose Regierungsratskandidatin
Heidi Mück von der linken Partei
«Basta!» Thema, weil sie sich in der anti-

israelischen BDS engagiert, deren Ab-
kürzung für die Begriffe Boykott, Des-
investition und Sanktionen steht. Das
Blatt fragte: «Kann eine Politikerin, die
sich für denBoykott sämtlicher Produkte
aus Israel ausspricht, Teil der Basler
Regierung sein?»

Ohne das Engagement von Mück
verteidigen zu wollen, könnteman indes
auch fragen, ob ein Politiker – gemeint
ist Nägelin –, der die SVP-Selbstbestim-
mungsinitiative unterschrieben hat und
damit die Kündigung der Europäischen
Menschenrechtskonvention in Kauf
nimmt, Teil der Basler Regierung sein
kann. Nägelin, der strikt auf SVP-Kurs
ist, war auch Befürworter der Massen-
einwanderungsinitiative, worauf die
Linke gerne und genüsslich hinweist.

Unterschiedliche Standpunkte

Dass die Positionen der SVP nicht
immer identisch sind mit jenen des rest-
lichen bürgerlichen Vierertickets, zeigen
der Grossratswahlkampf und seine Pla-
kate, welche die Stadt Basel mittlerweile
schmücken. «Paris. Würzburg. Nizza. . . .
Basel?», fragt die SVP Basel-Stadt pro-
vokativ. Die Terrorgefahr sei real und
latent. Luca Urgese, Parteipräsident der
Basler FDP, sagt: «Wir treten bei den
Regierungsratswahlen mit einem Vie-
rerticket zwar gemeinsam an; bei den
Grossratswahlen sind wir aber Konkur-
renten aus unterschiedlichen Parteien.»
Ein bürgerlicher Schulterschluss bedeu-
te nicht, dass man keine Differenzen
haben dürfe. «Wir sind keine Einheits-
partei», ergänzt Urgese.

Die Parteien positionieren sich frei-
lich auch auf linker Seite unterschiedlich.
Dennoch sei das rot-grüne Fünfer-,
anders als das bürgerliche Viererticket,
«eine natürlich eingespielte Allianz, die
man nicht erklären muss», sagt Daniel
Ordas von der SP. Die Linke habe sich
deshalb von Anfang an auf einen inhalt-
lichen Regierungsratswahlkampf fokus-
sieren können. Die ernüchternden Er-
gebnisse der kürzlich publizierten Wahl-
umfrage sieht Ordas gelassen: «Achtung,
aber keine Panik!» sagt er. Nun müssten
die Massen mobilisiert werden.

Jetzt erst recht! – heisst es demnach
auch auf der linken Seite.

Ein Parlament mit Unarten
Die Stimmbürger im Kanton Schaffhausen wählen eine neue Legislative – Erneuerung tut not

Ende August hat das Schaff-
hauser Stimmvolk einen neuen
Regierungsrat gewählt, nun folgt
am Wochenende die Neuwahl
der Legislative. Das Parlament
hat Eigenheiten, die nicht durch-
wegs schmeichelhaft sind.

JÖRG KRUMMENACHER, SCHAFFHAUSEN

Am Montag hat sich die Schaffhauser
Legislative zur letzten Sitzung vor der
Erneuerungswahl vom 25. September
versammelt. Es war eine kurze Sitzung.
Denn schon mitten im Morgen machten
sich die 60 Ratsmitglieder auf zum soge-
nannten «Henkersmöhli»: Alle vier Jah-
re lädt der Ratspräsident kurz vor den
Wahlen zu Speis und Trank an seinen
Wohnort. Es ist dies eine typische
Schaffhauser Tradition. Auch sonst hat
der Schaffhauser Kantonsrat so manche
Eigenart.

Ineffizient

An 18 Tagen trifft sich das Parlament
dieses Jahr zur Ratssitzung im engen,
aber gemütlichen Saal des historischen
Rathauses. Damit ist es zumindest in der
Ostschweiz, zusammen mit jenem in
Graubünden, das am wenigsten effi-
ziente. Der Thurgauer Grosse Rat mit
mehr als doppelt so vielen Ratsmitglie-

dern benötigt 2016 eine Sitzungweniger,
in St. Gallen reichen 14 Sitzungstage, in
Appenzell Innerrhoden sogar 5. Das
Schaffhauser Parlament ist zweifellos
das gemütlichste: Die Sitzungen werden
jeweils für eine halbstündige Kaffee-
pause unterbrochen, für die sich in un-
mittelbarer Nähe diverse Lokale anbie-
ten. Ratsgeschäfte, die nicht fertig bera-
ten sind, werden auf die nächste Sitzung
verschoben.

Erfolglos

Wenig erfreulich nimmt sich die Bilanz
des Schaffhauser Kantonsrates in der zu
Ende gehenden Legislatur aus: Bei den
meisten Volksabstimmungen setzte es
für die Ratsmehrheit eine Niederlage

ab, zuletzt Anfang Juli, als alle zur Ab-
stimmung gelangenden Teile eines Ent-
lastungspakets für den Staatshaushalt
abgeschmettert wurden. Das hat insbe-
sondere mit dem Unwillen des Parla-
ments zu tun, tragbare Kompromisse zu
schmieden. Stattdessen verheddert es
sich gelegentlich in spitzzüngigen Kon-
troversen, die an Stammtischdispute er-
innern.

Derzeit zählt die bürgerliche Rats-
seite 36 Mitglieder, die links-grüne 24.
Daran dürfte sich am kommenden
Sonntag nicht viel ändern. Entschei-
dend aber wird sein, ob Mitglieder in
den Rat gewählt werden, die wieder
mehr an Lösungen statt an Graben-
kämpfen interessiert sind. Auffallend
war in den letzten vier Jahren auch, wie

selten die Haltung der FDP als dritt-
stärkste Partei mit der Volksmeinung
übereinstimmte. Ganz anders positio-
nierten sich ausgerechnet die Jungfrei-
sinnigen, die zwei Ratsmitglieder stel-
len und gemässAufstellung der «Schaff-
hauser Nachrichten» weitaus näher am
Puls des Volkes politisierten als die
Mutterpartei.

Alternativ

Auf der linkenRatsseite dominiert zwar
die SP, doch hat sich in Schaffhausen
eine alternative Partei eine stärkere
Rolle als in anderen Kantonen er-
kämpft. Sie heisst denn auch Alterna-
tive Liste, ist mit fünf Sitzen im Rat ver-
treten und stellt in der Schaffhauser

Stadtregierung mit Simon Stocker ei-
nen Stadtrat. Schon vor den letzten
Wahlen liess sich feststellen, dass sich
die Alternative Liste von einer jugend-
lichen Protestbewegung zu einer ernst-
zunehmenden Partei gemausert hat.
Dies gilt heute verstärkt. Die Alterna-
tive Liste scheiterte beispielsweise rela-
tiv knapp mit ihrer Initiative zur stärke-
ren Besteuerung hoher Einkommen,
bekämpfte aber erfolgreich – mit dem
Slogan «Mehr Freiheit, weniger Staat»
– das von der bürgerlichen Ratsmehr-
heit befürwortete Tourismusgesetz.

Unstimmig

Falsch gezählt! Dies meldete wiederholt
der Verein «Für mehr Transparenz –
gegen Hinterzimmerpolitik in Schaff-
hausen». Mit Videoaufnahmen konnte
der Verein mehrere Zählfehler im Kan-
tonsrat nachweisen. Noch wird im Rats-
saal per Aufstehen abgestimmt: Zwei
Stimmenzähler gehen dann jeweils
durch die Reihen, zählen ab und verglei-
chen ihre Resultate. In der Ratssitzung
vom 29. August passierte ihnen der
jüngste Zählfehler. Da passte es, dass an
der folgenden Sitzung eine Woche spä-
ter just eine Volksmotion zur Debatte
stand, welche die Einführung der elek-
tronischen Stimmabgabe verlangte. Der
Rat hiess sie deutlich gut. Zumindest
eine Neuerung wird es im Schaffhauser
Kantonsrat also geben.

Die SVP und der Nazi-Sympathisant
kru. Mit 144 Bewerbern stellt die SVP
als wählerstärkste Partei die meisten
Kandidaten für den Schaffhauser Kan-
tonsrat. Insgesamt sind es 534 Kandidie-
rende – 171 Frauen und 363 Männer auf
15 Listen. Um ihrWählerpotenzial mög-
lichst optimal auszuschöpfen, schickt die
SVP neben der Hauptliste gleich vier
Unterlisten ins Rennen: Junge, Senio-
ren, KMU und Agro.

Einen Neukandidierenden allerdings
musste sie schon vor dem Wahltag aus

der Partei ausschliessen. Claudio Gan-
tert, im Wahlkreis Neuhausen auf dem
fünften SVP-Listenplatz aufgeführt,
war, wie die «Schaffhauser AZ» auf-
deckte, in den sozialen Netzwerken mit
«Heil Hitler»-Parolen und rechtsextre-
mistischen Kommentaren aufgefallen.
Die SVP wusste nach eigenen Angaben
nichts davon und reagierte prompt.
Trotz dem Parteiausschluss verbleibt
Gantert indes auf derWahlliste undwird
der SVP zu Stimmen verhelfen. Im Falle

einer Wahl würde er als Parteiloser ins
Parlament einziehen.

Bereits vor einem halben Jahr hat die
SVP anderseits ihren profiliertesten
Kantonsrat und besten Stimmensamm-
ler «verloren»: Thomas Hurter, Natio-
nalrat und Pilot, verzichtete nach elf
Jahren aus beruflichen Gründen auf sei-
nen Sitz im Kantonsparlament. Bei sei-
nem Rücktritt wusste er noch nichts von
seinem neuen Engagement als ACS-
Zentralpräsident.

Das bürgerlich-sportliche Viererticket (von links): Dürr (fdp.), Nägelin (svp.), Cramer (ldp.) und Engelberger (cvp.). PD


